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Artikel 1 
Änderung des Glücksspielgesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Glücksspielgesetzes 

Allgemeiner Teil Allgemeiner Teil 
Ausspielungen Ausspielungen 

§ 2. (1) bis (2) … § 2. (1) bis (2) … 
(3) Eine Ausspielung mit Glücksspielautomaten liegt vor, wenn die 

Entscheidung über das Spielergebnis nicht zentralseitig, sondern durch eine 
mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspielautomaten selbst 
erfolgt. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten näher zu regeln sowie 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Glücksspielautomaten 
gemäß § 5 sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörden auf einzelne 
Glücksspielautomaten (§ 5) zu regeln ist. Die auf 10 Jahre verteilten Kosten für 
die Errichtung eines Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH 
sowie die Kosten für dessen laufenden Betrieb sind durch die konzessions- und 
bewilligungserteilenden Behörden den Konzessionären und 
Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der Bundesrechenzentrum GmbH 
durchzuführenden Abrechnung über die durch die Konzessionäre und 
Bewilligungsinhaber verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben 
und für die Bewilligungsinhaber von Landesausspielungen mit 
Glücksspielautomaten (§ 5) dem Bund zu erstatten. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen ferner 
jederzeit eine technische Überprüfung von Glücksspielautomaten, der auf diesen 
befindlichen Software sowie einer allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen 
oder die Vorlage eines unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung 
der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 

(3) Eine Ausspielung mit Glücksspielautomaten liegt vor, wenn die 
Entscheidung über das Spielergebnis nicht zentralseitig, sondern durch eine 
mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspielautomaten selbst 
erfolgt. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten näher zu regeln sowie 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Glücksspielautomaten 
gemäß § 5 sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörden auf einzelne 
Glücksspielautomaten (§ 5) zu regeln ist. Die auf 10 Jahre verteilten Kosten für 
die Errichtung eines Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH 
sowie die Kosten für dessen laufenden Betrieb sind durch die konzessions- und 
bewilligungserteilenden Behörden den Konzessionären und 
Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der Bundesrechenzentrum GmbH 
durchzuführenden Abrechnung über die durch die Konzessionäre und 
Bewilligungsinhaber verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben 
und für die Bewilligungsinhaber von Landesausspielungen mit 
Glücksspielautomaten (§ 5) dem Bund zu erstatten. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Glücksspielautomaten, der auf diesen befindlichen Software sowie einer 
allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen 
Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der 
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Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten gesondert vorab 
zu hinterlegen. 

elektronischen Anbindung sind dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme der 
daran anzubindenden Glücksspielautomaten gesondert vorab zu hinterlegen. 

(4) … (4) … 
 (5) Verträge, die verbotene Ausspielungen im Sinne des Abs. 4 zum 

Gegenstand haben, sind absolut nichtig im Sinne des § 879 Abs. 1 ABGB. 
Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten 

§ 5. (1) bis (6) … § 5. (1) bis (6) … 
(7) … (7) … 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. eine verpflichtende aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden 

einzelnen Automatensalon sowie eine laufende Berichterstattung an den 
Bundesminister für Finanzen über die erteilten landesrechtlichen 
Bewilligungsbescheide der Betreiber von Automatensalons und eine 
Übermittlung einer Aufstellung aller landesrechtlich bewilligten 
Glücksspielautomaten unter Angabe ihrer bewilligten Standorte und 
Nennung des Betreibers in elektronischer Form zur Sicherstellung der 
damit verbundenen Abgabenleistung sowie für glücksspielrechtliche 
Überwachungen; 

 5. eine verpflichtende aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden 
einzelnen Automatensalon sowie eine laufende Berichterstattung an das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel über die 
erteilten landesrechtlichen Bewilligungsbescheide der Betreiber von 
Automatensalons und eine Übermittlung einer Aufstellung aller 
landesrechtlich bewilligten Glücksspielautomaten unter Angabe ihrer 
bewilligten Standorte und Nennung des Betreibers in elektronischer 
Form zur Sicherstellung der damit verbundenen Abgabenleistung sowie 
für glücksspielrechtliche Überwachungen; 

 6. …  6. … 
 7. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehörden mit dem 

Bundesminister für Finanzen in Aufsichtsangelegenheiten; 
 7. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehörden mit dem 

Bundesminister für Finanzen und dem Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel in Aufsichtsangelegenheiten; 

 8. bis 10. …  8. bis 10. … 
(8) … (8) … 

Bestimmte Lotterien Bestimmte Lotterien 
Elektronische Lotterien, Bingo und Keno Elektronische Lotterien, Bingo und Keno 

§ 12a. (1) … § 12a. (1) … 
(2) Wird der Zugang zu elektronischen Lotterien über zentralseitig vernetzte 

Terminals (Video Lotterie Terminals – VLT) an ortsfesten, öffentlich 
zugänglichen Betriebsstätten angeboten, sind in diesen VLT-Outlets mindestens 

(2) Wird der Zugang zu elektronischen Lotterien über zentralseitig vernetzte 
Terminals (Video Lotterie Terminals – VLT) an ortsfesten, öffentlich 
zugänglichen Betriebsstätten angeboten, sind in diesen VLT-Outlets mindestens 
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10 und höchstens 50 Video Lotterie Terminals zu betreiben. Für die Eröffnung 
von VLT-Outlets an neuen Standorten ist eine Standortbewilligung des 
Bundesministers für Finanzen erforderlich. 

10 und höchstens 50 Video Lotterie Terminals zu betreiben. Für die Eröffnung 
von VLT-Outlets an neuen Standorten ist eine Standortbewilligung des 
Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel erforderlich. 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
(3) … (3) … 
(4) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 

und spieltechnische Merkmale von Video Lotterie Terminals näher zu regeln 
sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Video Lotterie 
Terminals sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf einzelne Video Lotterie 
Terminals zu regeln ist. Die für die Errichtung auf 10 Jahre verteilten Kosten 
sowie die Kosten für den laufenden Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom 
Bundesminister für Finanzen dem Konzessionär auf Grundlage einer 
durchzuführenden Abrechnung über die durch ihn verursachten Kosten jährlich 
bescheidmäßig vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des 
Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen ferner jederzeit eine 
technische Überprüfung von Video Lotterie Terminals, der über diese laufende 
Software sowie deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines 
unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung der 
glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 
Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Video Lotterie Terminals gesondert 
vorab zu hinterlegen. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Video Lotterie Terminals näher zu regeln 
sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Video Lotterie 
Terminals sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf einzelne Video Lotterie 
Terminals zu regeln ist. Die für die Errichtung auf 10 Jahre verteilten Kosten 
sowie die Kosten für den laufenden Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel dem Konzessionär auf 
Grundlage einer durchzuführenden Abrechnung über die durch ihn verursachten 
Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Video Lotterie Terminals, der über diese laufende Software sowie deren zentraler 
Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen technischen 
Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen 
verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der elektronischen 
Anbindung sind dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme der daran 
anzubindenden Video Lotterie Terminals gesondert vorab zu hinterlegen. 

Übertragung bestimmter Lotterien Übertragung bestimmter Lotterien 
Konzession Konzession 

§ 14. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zur Durchführung 
der Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12b durch Erteilung einer Konzession 
übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine öffentliche Interessentensuche 
voranzugehen, welche den Grundsätzen der Transparenz und der 

§ 14. (1) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
kann das Recht zur Durchführung der Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12b durch 
Erteilung einer Konzession übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine 
öffentliche Interessentensuche voranzugehen, welche den Grundsätzen der 
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Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die Interessentensuche ist öffentlich 
bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung nähere Angaben zu der zu 
übertragenden Konzession sowie zur Interessensbekundung und den dabei 
verpflichtend vorzulegenden Unterlagen sowie eine angemessene Frist für die 
Interessensbekundung zu enthalten hat. Der Bundesminister für Finanzen kann 
für die Begutachtung der Interessensbekundungen einen beratenden Beirat 
einrichten. 

Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die 
Interessentensuche ist öffentlich bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung 
nähere Angaben zu der zu übertragenden Konzession sowie zur 
Interessensbekundung und den dabei verpflichtend vorzulegenden Unterlagen 
sowie eine angemessene Frist für die Interessensbekundung zu enthalten hat. Das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann für die 
Begutachtung der Interessensbekundungen einen beratenden Beirat einrichten. 

(2) … (2) … 
(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Lotterienkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 19 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Bundesminister 
für Finanzen unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Lotterienkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 19 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel unverzüglich zu berichten, soweit sie 
auch die Geschäftsführung der österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem 
hat eine getrennte Buch- und Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu 
erfolgen. 

(4) … (4) … 
(5) Der Konzessionär ist verpflichtet, die übertragenen Glücksspiele 

ununterbrochen durchzuführen. Bei Verzicht auf die erteilte Konzession nach 
Beginn der Betriebsaufnahme hat der Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens einem Jahr festzusetzenden 
Frist weiter zu betreiben. Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides 
hat der Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Bundesminister für 

(5) Der Konzessionär ist verpflichtet, die übertragenen Glücksspiele 
ununterbrochen durchzuführen. Bei Verzicht auf die erteilte Konzession nach 
Beginn der Betriebsaufnahme hat der Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel mit 
längstens einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Bei 
nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat der Konzessionär die 
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Finanzen mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. 
Diese Fristen sind so zu bestimmen, daß mit ihrem Ablauf der Bund oder ein 
neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

Glücksspiele während einer vom Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. 
Diese Fristen sind so zu bestimmen, daß mit ihrem Ablauf der Bund oder ein 
neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat der Bundesminister für Finanzen auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. Solange eine nach Abs. 1 erteilte Konzession aufrecht ist, dürfen 
weitere Konzessionen nach Abs. 1 nicht erteilt werden. Wird über fristgerecht 
eingebrachte Anträge nach § 14 nicht vor Ablauf der Konzessionsdauer 
entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens einem Jahr festzusetzenden 
Frist weiter zu betreiben. Diese Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf 
der Bund oder ein neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel auf 
Grund des Abs. 2 Z 7 zu entscheiden. Solange eine nach Abs. 1 erteilte 
Konzession aufrecht ist, dürfen weitere Konzessionen nach Abs. 1 nicht erteilt 
werden. Wird über fristgerecht eingebrachte Anträge nach § 14 nicht vor Ablauf 
der Konzessionsdauer entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die 
Glücksspiele während einer vom Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. 
Diese Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf der Bund oder ein neuer 
Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(7) Liegen nach Erteilung der Konzession die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 2 nicht mehr vor oder sind diese nachträglich weggefallen oder verletzt der 
Konzessionär Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat der Bundesminister für 
Finanzen 

(7) Liegen nach Erteilung der Konzession die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 2 nicht mehr vor oder sind diese nachträglich weggefallen oder verletzt der 
Konzessionär Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
Beteiligungen des Konzessionärs Beteiligungen des Konzessionärs 

§ 15. (1) Der Konzessionär darf keine Filialbetriebe außerhalb Österreichs 
errichten. Der Erwerb von qualifizierten Beteiligungen des Konzessionärs bedarf 
der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Eine qualifizierte Beteiligung 
im Sinne dieser Bestimmung ist das direkte oder indirekte Halten eines Anteiles 
am Eigenkapital eines anderen Unternehmens, dessen Jahresabschluß gemäß 
§ 244 UGB in den Konzernabschluß des Konzessionärs einzubeziehen ist. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des Aufkommens des 
Bundes aus Konzessionsabgabe oder Glücksspielabgabe zu erwarten ist und die 
qualifizierte Beteiligung außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein 
Doppelbesteuerungsabkommen besteht, unmittelbar vom Konzessionär oder 
mittelbar von einem Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Österreich gehalten 

§ 15. (1) Der Konzessionär darf keine Filialbetriebe außerhalb Österreichs 
errichten. Der Erwerb von qualifizierten Beteiligungen des Konzessionärs bedarf 
der Bewilligung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel. 
Eine qualifizierte Beteiligung im Sinne dieser Bestimmung ist das direkte oder 
indirekte Halten eines Anteiles am Eigenkapital eines anderen Unternehmens, 
dessen Jahresabschluß gemäß § 244 UGB in den Konzernabschluß des 
Konzessionärs einzubeziehen ist. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine 
Beeinträchtigung des Aufkommens des Bundes aus Konzessionsabgabe oder 
Glücksspielabgabe zu erwarten ist und die qualifizierte Beteiligung außerhalb 
Österreichs in Ländern, mit denen kein Doppelbesteuerungsabkommen besteht, 
unmittelbar vom Konzessionär oder mittelbar von einem 
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wird. Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Österreich gehalten wird. 

(2) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen jedes 
Überschreiten der Grenze von 25 vH der Stimmrechte oder des Kapitals einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Der Bundesminister für Finanzen kann die Aufgabe dieser Beteiligung innerhalb 
einer angemessenen Frist verlangen, wenn eine Beeinträchtigung des 
Aufkommens des Bundes aus Konzessionsabgabe oder Glücksspielabgabe zu 
erwarten ist. 

(2) Der Konzessionär hat dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel jedes Überschreiten der Grenze von 25 vH der Stimmrechte oder des 
Kapitals einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel kann die Aufgabe dieser Beteiligung innerhalb einer angemessenen 
Frist verlangen, wenn eine Beeinträchtigung des Aufkommens des Bundes aus 
Konzessionsabgabe oder Glücksspielabgabe zu erwarten ist. 

§ 15a. Die Erweiterung des Geschäftsgegenstandes des Konzessionärs 
bedarf der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Die Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des Aufkommens des Bundes aus 
Konzessionsabgabe oder Glücksspielabgabe zu erwarten ist. 

§ 15a. Die Erweiterung des Geschäftsgegenstandes des Konzessionärs 
bedarf der Bewilligung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des 
Aufkommens des Bundes aus Konzessionsabgabe oder Glücksspielabgabe zu 
erwarten ist. 

Spielbedingungen und Vertrieb Spielbedingungen und Vertrieb 
§ 16. (1) Der Konzessionär hat für die übertragenen Glücksspiele 

Spielbedingungen aufzustellen, die insbesondere auch den Bestimmungen des 
§ 31c Abs. 3 Z 1 Rechnung tragen, und der vorherigen Bewilligung des 
Bundesministers für Finanzen bedürfen; dies gilt nicht für Elektronische Lotterien 
im Sinne des § 12a Abs. 2 bis 4. Die bewilligten Spielbedingungen sind im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verlautbaren und in den Geschäftslokalen des 
Konzessionärs und bei seinen Vertriebsstellen (Annahmestellen) zur Einsicht 
aufzulegen. 

(2) bis (14) … 

§ 16. (1) Der Konzessionär hat für die übertragenen Glücksspiele 
Spielbedingungen aufzustellen, die insbesondere auch den Bestimmungen des 
§ 31c Abs. 3 Z 1 Rechnung tragen, und der vorherigen Bewilligung des 
Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel bedürfen; dies gilt 
nicht für Elektronische Lotterien im Sinne des § 12a Abs. 2 bis 4. Die bewilligten 
Spielbedingungen sind im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verlautbaren und in 
den Geschäftslokalen des Konzessionärs und bei seinen Vertriebsstellen 
(Annahmestellen) zur Einsicht aufzulegen. 

(2) bis (14) … 
Beteiligungsverhältnisse Beteiligungsverhältnisse 

§ 18. (1) Jeder, der beschlossen hat, eine Beteiligung an einer Gesellschaft, 
die eine Konzession nach § 14 innehat, direkt oder indirekt zu erwerben oder eine 
Beteiligung an einer solchen Gesellschaft direkt oder indirekt zu erhöhen 
(interessierter Erwerber), mit der Folge, dass sein Anteil an den Stimmrechten 
oder am Kapital die Grenzen von 20 vH, 30 vH oder 50 vH erreichen oder 
überschreiten würde, oder der Konzessionär sein Tochterunternehmen würde, hat 
dies dem Bundesminister für Finanzen zuvor schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige 
sind Angaben über den Umfang der geplanten Beteiligung sowie Nachweise nach 
Abs. 3 über sich und den wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne § 2 Z 3 FM-GwG 
anzuschließen. Die Anzeigepflicht gilt auch für gemeinsam handelnde Personen, 

§ 18. (1) Jeder, der beschlossen hat, eine Beteiligung an einer Gesellschaft, 
die eine Konzession nach § 14 innehat, direkt oder indirekt zu erwerben oder eine 
Beteiligung an einer solchen Gesellschaft direkt oder indirekt zu erhöhen 
(interessierter Erwerber), mit der Folge, dass sein Anteil an den Stimmrechten 
oder am Kapital die Grenzen von 20 vH, 30 vH oder 50 vH erreichen oder 
überschreiten würde, oder der Konzessionär sein Tochterunternehmen würde, hat 
dies dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuvor 
schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige sind Angaben über den Umfang der 
geplanten Beteiligung sowie Nachweise nach Abs. 3 über sich und den 
wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne § 2 Z 3 FM-GwG anzuschließen. Die 
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die zusammengenommen eine qualifizierte Beteiligung erwerben oder erreichen 
würden. Diesfalls kann die Anzeige durch alle gemeinsam, mehrere oder jede 
einzelne der gemeinsam handelnden Personen vorgenommen werden. 

Anzeigepflicht gilt auch für gemeinsam handelnde Personen, die 
zusammengenommen eine qualifizierte Beteiligung erwerben oder erreichen 
würden. Diesfalls kann die Anzeige durch alle gemeinsam, mehrere oder jede 
einzelne der gemeinsam handelnden Personen vorgenommen werden. 

(2) … (2) … 
(3) Der Bundesminister für Finanzen hat den beabsichtigten Erwerb zu 

genehmigen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass auch nach dem Erwerb der 
Anteile durch den interessierten Erwerber die Voraussetzungen nach § 14 Abs. 2 
Z 1 bis 6 weiter erfüllt sind; ist dies nicht der Fall, ist der Erwerb zu untersagen. 
Vor Erteilung der Genehmigung darf der Erwerb der Beteiligung nicht 
durchgeführt werden. 

(3) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat den 
beabsichtigten Erwerb zu genehmigen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass 
auch nach dem Erwerb der Anteile durch den interessierten Erwerber die 
Voraussetzungen nach § 14 Abs. 2 Z 1 bis 6 weiter erfüllt sind; ist dies nicht der 
Fall, ist der Erwerb zu untersagen. Vor Erteilung der Genehmigung darf der 
Erwerb der Beteiligung nicht durchgeführt werden. 

(4) Sollte ein nach dieser Bestimmung genehmigungspflichtiger Erwerb 
ohne Zustimmung des Bundesministers für Finanzen durchgeführt werden oder 
treten nach Genehmigung des Bundesminister für Finanzen Umstände auf, die 
darauf schließen lassen, dass die Voraussetzungen nach § 14 Abs. 2 Z 1 bis 6 
nicht mehr erfüllt sind, hat der Bundesminister für Finanzen durch Bescheid zu 
verfügen, dass die Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen Anteile, die von 
den betreffenden Aktionären oder sonstigen Gesellschaftern gehalten werden, 
ruhen bis zur Feststellung des Bundesministers für Finanzen, dass der Erwerb der 
Beteiligung nicht untersagt worden wäre oder der Grund für die erfolgte 
Untersagung nicht mehr besteht. 

(4) Sollte ein nach dieser Bestimmung genehmigungspflichtiger Erwerb 
ohne Zustimmung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel durchgeführt werden oder treten nach Genehmigung des Finanzamtes 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel Umstände auf, die darauf 
schließen lassen, dass die Voraussetzungen nach § 14 Abs. 2 Z 1 bis 6 nicht mehr 
erfüllt sind, hat das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
durch Bescheid zu verfügen, dass die Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen 
Anteile, die von den betreffenden Aktionären oder sonstigen Gesellschaftern 
gehalten werden, ruhen bis zur Feststellung des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel, dass der Erwerb der Beteiligung nicht untersagt 
worden wäre oder der Grund für die erfolgte Untersagung nicht mehr besteht. 

(5) Konzessionäre haben dem Bundesminister für Finanzen jeden Erwerb 
und jede Aufgabe von qualifizierten Beteiligungen sowie jedes Erreichen und 
jede Über- und Unterschreitung der Beteiligungsgrenzen im Sinne der Abs. 1 und 
2 unverzüglich schriftlich anzuzeigen, sobald sie davon Kenntnis erlangen. 
Weiters haben sie dem Bundesminister für Finanzen mindestens einmal jährlich 
die Namen und Anschriften der wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne des § 2 Z 3 
FM-GwG des Konzessionärs (§ 14) sowie die Namen und Anschriften der 
Aktionäre oder sonstigen Gesellschafter schriftlich anzuzeigen, die qualifizierte 
Beteiligungen halten, sowie deren Ausmaß, wie es sich insbesondere aus den 
anlässlich der jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder sonstigen 
Gesellschafter oder aus den auf Grund der §§ 91 bis 93 Börsegesetz 1989 
(BörseG), BGBl. Nr. 555/1989 idF BGBl. Nr. 558/1990, in der jeweils geltenden 
Fassung, erhaltenen Informationen ergibt. 

(5) Konzessionäre haben dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel jeden Erwerb und jede Aufgabe von qualifizierten Beteiligungen 
sowie jedes Erreichen und jede Über- und Unterschreitung der 
Beteiligungsgrenzen im Sinne der Abs. 1 und 2 unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen, sobald sie davon Kenntnis erlangen. Weiters haben sie dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel mindestens einmal 
jährlich die Namen und Anschriften der wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne 
des § 2 Z 3 FM-GwG des Konzessionärs (§ 14) sowie die Namen und Anschriften 
der Aktionäre oder sonstigen Gesellschafter schriftlich anzuzeigen, die 
qualifizierte Beteiligungen halten, sowie deren Ausmaß, wie es sich insbesondere 
aus den anlässlich der jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder 
sonstigen Gesellschafter oder aus den auf Grund der §§ 91 bis 93 
Börsegesetz 1989 (BörseG), BGBl. Nr. 555/1989 idF BGBl. Nr. 558/1990, in der 
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jeweils geltenden Fassung, erhaltenen Informationen ergibt. 

(6) … (6) … 
Aufsicht Aufsicht 

§ 19. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionär auf die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem 
Zweck kann der Bundesminister für Finanzen in die Bücher und Schriften des 
Konzessionärs Einsicht nehmen; er kann Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen 
vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die 
Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich 
nachzukommen. Organe und Personen, deren sich der Bundesminister für 
Finanzen zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die 
Geschäftsräume des Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der 
Amtshandlung unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen 
Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der Überwachung trägt der 
Konzessionär; der Bundesminister für Finanzen hat den jährlichen Personal- und 
Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV, 
BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, 
mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jedes Quartals zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

§ 19. (1) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat 
den Konzessionär auf die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
oder des Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, 
die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu 
diesem Zweck kann das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel in die Bücher und Schriften des Konzessionärs Einsicht nehmen; das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann Überprüfungen 
an Ort und Stelle vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige 
sachverständige Personen vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte 
über Geschäftsvorfälle, die Vorlage von Zwischenabschlüssen und von 
Ausweisen in bestimmter Form und Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat 
der Konzessionär unverzüglich nachzukommen. Organe und Personen, deren sich 
das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zur Ausübung 
seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des Konzessionärs 
betreten und haben sich zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert durch 
Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der 
Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel hat den jährlichen Personal- und Sachaufwand 
für die Überwachung des Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV, BGBl. II 
Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit 
Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf jedes Quartals zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 

Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

(4) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel vorzulegen. 

(5) Der Konzessionär hat den öffentlichen Notar nach § 16 Abs. 10 und 11 
spätestens zwei Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres nach vorheriger Anzeige 
der beabsichtigten Bestellung an den Bundesminister für Finanzen für das 
folgende Kalenderjahr zu bestellen. Der bestellte öffentliche Notar hat dem 

(5) Der Konzessionär hat den öffentlichen Notar nach § 16 Abs. 10 und 11 
spätestens zwei Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres nach vorheriger Anzeige 
der beabsichtigten Bestellung an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel für das folgende Kalenderjahr zu bestellen. Der bestellte 
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Bundesminister für Finanzen bis spätestens zwei Monate nach Ablauf des 
Kalenderjahres, für das er bestellt wurde, über die Ergebnisse seiner 
Überprüfungen zu berichten. Der Bundesminister für Finanzen kann die 
Bestellung nach dem ersten Satz untersagen, wenn eine ordnungsgemäße 
Aufsicht und Überwachung durch den zur Bestellung vorgesehenen öffentlichen 
Notar nicht gewährleistet erscheint. 

öffentliche Notar hat dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel bis spätestens zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, für das 
er bestellt wurde, über die Ergebnisse seiner Überprüfungen zu berichten. Das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann die Bestellung 
nach dem ersten Satz untersagen, wenn eine ordnungsgemäße Aufsicht und 
Überwachung durch den zur Bestellung vorgesehenen öffentlichen Notar nicht 
gewährleistet erscheint. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann im Rahmen seines 
Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(6) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann im 
Rahmen seines Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(7) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(7) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat bei 
der Aufsicht nach Abs. 1 zur Verhinderung der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung die Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 
sowie §§ 26 und 27 FM-GwG sinngemäß anzuwenden. 

(8) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Ausübung seiner Aufgaben 
und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Er hat 

(8) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat bei 
der Ausübung seiner Aufgaben und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem 
Bundesgesetz nach einem risikobasierten Ansatz vorzugehen. Das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Spielbanken Spielbanken 
Konzession Konzession 

§ 21. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zum Betrieb einer 
Spielbank durch Konzession übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine 
öffentliche Interessentensuche voranzugehen, welche den Grundsätzen der 
Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die 
Interessentensuche ist öffentlich bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung 
nähere Angaben zu der zu übertragenden Konzession sowie zur 
Interessensbekundung und den dabei verpflichtend vorzulegenden Unterlagen 
sowie eine angemessene Frist für die Interessensbekundung zu enthalten hat. Der 
Bundesminister für Finanzen kann für die Begutachtung der 
Interessensbekundungen einen beratenden Beirat einrichten. 

§ 21. (1) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
kann das Recht zum Betrieb einer Spielbank durch Konzession übertragen. Der 
Konzessionserteilung hat eine öffentliche Interessentensuche voranzugehen, 
welche den Grundsätzen der Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu 
entsprechen hat. Die Interessentensuche ist öffentlich bekannt zu machen, wobei 
die Bekanntmachung nähere Angaben zu der zu übertragenden Konzession sowie 
zur Interessensbekundung und den dabei verpflichtend vorzulegenden Unterlagen 
sowie eine angemessene Frist für die Interessensbekundung zu enthalten hat. Das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann für die 
Begutachtung der Interessensbekundungen einen beratenden Beirat einrichten. 

(2) … (2) … 
(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
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Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Spielbankkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 31 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Bundesminister 
für Finanzen unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 

Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Spielbankkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 31 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel unverzüglich zu berichten, soweit sie 
auch die Geschäftsführung der österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem 
hat eine getrennte Buch- und Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu 
erfolgen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 

Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat der Bundesminister für Finanzen auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel auf 
Grund des Abs. 2 Z 7 zu entscheiden. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
(9) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen für unmittelbar 

im Spielbetrieb eingesetzte Personen, insbesondere Croupiers, eine 
Ausbildungsordnung vorzulegen. 

(9) Der Konzessionär hat dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel für unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen, insbesondere 
Croupiers, eine Ausbildungsordnung vorzulegen. 

(10) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten in Spielbanken näher 
zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend an die 
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Der Bundesminister für 
Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung 
festlegen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details 

(10) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten in Spielbanken näher 
zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend an die 
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Der Bundesminister für 
Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung 
festlegen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details 
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der elektronischen Anbindung und den zu übermittelnden Datensätzen in dieser 
Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf 
einzelne Glücksspielautomaten in Spielbanken zu regeln ist. Die für die 
Errichtung auf zehn Jahre verteilten Kosten sowie die Kosten für den laufenden 
Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom Bundesminister für Finanzen den 
Konzessionären auf Grundlage einer durchzuführenden Abrechnung über die 
durch die Konzessionäre verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig 
vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums 
kann der Bundesminister für Finanzen ferner jederzeit eine technische 
Überprüfung von Glücksspielautomaten in Spielbanken, der über diese laufende 
Software sowie deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines 
unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung der 
glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 
Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten in Spielbanken 
gesondert vorab zu hinterlegen. 

der elektronischen Anbindung und den zu übermittelnden Datensätzen in dieser 
Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf 
einzelne Glücksspielautomaten in Spielbanken zu regeln ist. Die für die 
Errichtung auf zehn Jahre verteilten Kosten sowie die Kosten für den laufenden 
Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel den Konzessionären auf Grundlage einer 
durchzuführenden Abrechnung über die durch die Konzessionäre verursachten 
Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Glücksspielautomaten in Spielbanken, der über diese laufende Software sowie 
deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen 
Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der 
elektronischen Anbindung sind dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme der 
daran anzubindenden Glücksspielautomaten in Spielbanken gesondert vorab zu 
hinterlegen. 

(11) Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat der 
Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Bundesminister für Finanzen 
mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Wird über 
fristgerecht eingebrachte Anträge nach § 21 nicht vor Ablauf der 
Konzessionsdauer entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die 
Glücksspiele während einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens 
einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Diese Fristen sind so zu 
bestimmen, dass mit ihrem Ablauf der Bund oder ein neuer Konzessionär die 
Glücksspiele durchführen können. 

(11) Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat der 
Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist 
weiter zu betreiben. Wird über fristgerecht eingebrachte Anträge nach § 21 nicht 
vor Ablauf der Konzessionsdauer entschieden, hat der zuletzt berechtigte 
Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist 
weiter zu betreiben. Diese Fristen sind so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf 
der Bund oder ein neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

§ 23. Treten nach Erteilung der Konzession Umstände auf, die den 
Voraussetzungen des § 21 Abs. 2 widersprechen oder verletzt der Konzessionär 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, so hat dieser 

§ 23. Treten nach Erteilung der Konzession Umstände auf, die den 
Voraussetzungen des § 21 Abs. 2 widersprechen oder verletzt der Konzessionär 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, so hat das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beteiligungen des Konzessionärs Beteiligungen des Konzessionärs 

§ 24. (1) Der Konzessionär darf keine Filialbetriebe außerhalb Österreichs 
errichten. Der Erwerb von qualifizierten Beteiligungen (§ 15 Abs. 1) des 
Konzessionärs bedarf der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des 
Spielbankabgabeaufkommens zu erwarten ist und die qualifizierte Beteiligung 
außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein Doppelbesteuerungsabkommen 
besteht, unmittelbar vom Konzessionär oder mittelbar von einem 
Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Österreich gehalten wird. Qualifizierte 
Beteiligungen außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein 
Doppelbesteuerungsabkommen besteht, sind in einer dieser Bestimmung 
entsprechenden Weise zu halten. 

§ 24. (1) Der Konzessionär darf keine Filialbetriebe außerhalb Österreichs 
errichten. Der Erwerb von qualifizierten Beteiligungen (§ 15 Abs. 1) des 
Konzessionärs bedarf der Bewilligung des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine 
Beeinträchtigung des Spielbankabgabeaufkommens zu erwarten ist und die 
qualifizierte Beteiligung außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein 
Doppelbesteuerungsabkommen besteht, unmittelbar vom Konzessionär oder 
mittelbar von einem Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Österreich gehalten 
wird. Qualifizierte Beteiligungen außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen 
kein Doppelbesteuerungsabkommen besteht, sind in einer dieser Bestimmung 
entsprechenden Weise zu halten. 

(2) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen jedes 
Überschreiten der Grenze von 25 vH der Stimmrechte oder des Kapitals einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Der Bundesminister für Finanzen kann die Aufgabe dieser Beteiligung innerhalb 
einer angemessenen Frist verlangen, wenn eine Beeinträchtigung des 
Spielbankabgabeaufkommens zu erwarten ist. 

(2) Der Konzessionär hat dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel jedes Überschreiten der Grenze von 25 vH der Stimmrechte oder des 
Kapitals einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel kann die Aufgabe dieser Beteiligung innerhalb einer angemessenen 
Frist verlangen, wenn eine Beeinträchtigung des Spielbankabgabeaufkommens zu 
erwarten ist. 

§ 24a. Die Erweiterung des Geschäftsgegenstandes des Konzessionärs 
bedarf der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Die Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des Spielbankenabgabeaufkommens zu 
erwarten ist. 

§ 24a. Die Erweiterung des Geschäftsgegenstandes des Konzessionärs 
bedarf der Bewilligung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des 
Spielbankenabgabeaufkommens zu erwarten ist. 

Besuchs- und Spielordnung Besuchs- und Spielordnung 
§ 26. (1) … § 26. (1) … 
(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der Bewilligung des 

Bundesministers für Finanzen. Die Bewilligung ist zu versagen, wenn die 
Besuchs- und Spielordnung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes verletzt oder 
durch sie eine dem Konzessionsbescheid entsprechende ordnungsgemäße 
Führung der Spielbank nicht zu erwarten ist. 

(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der Bewilligung des Finanzamtes 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel. Die Bewilligung ist zu versagen, 
wenn die Besuchs- und Spielordnung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
verletzt oder durch sie eine dem Konzessionsbescheid entsprechende 
ordnungsgemäße Führung der Spielbank nicht zu erwarten ist. 

Spielbankabgabe Spielbankabgabe 
§ 28. (1) … § 28. (1) … 
(2) Die Bemessungsgrundlage für die Spielbankabgabe bilden die (2) Die Bemessungsgrundlage für die Spielbankabgabe bilden die 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Jahresbruttospieleinnahmen eines jeden Spielbankbetriebes, im Falle von 
Ausspielungen über Glücksspielautomaten die um die gesetzliche Umsatzsteuer 
verminderten Jahresbruttospieleinnahmen aus Glücksspielautomaten eines jeden 
Spielbankbetriebes. Jahresbruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr dem 
Spielbankbetrieb zugekommenen Spieleinsätze und die ihm von den Spielern für 
die Überlassung von Spieleinrichtungen geleisteten Vergütungen abzüglich der 
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Gewinne und entweder jener Einsätze, die in 
Form besonders gekennzeichneter, in Geld nicht einlösbarer und nur mit 
Genehmigung des Bundesministers für Finanzen von der Spielbankunternehmung 
ausgegebener Spielmarken (Sonderjetons) geleistet werden oder eines vom 
Bundesminister für Finanzen festgesetzten Betrages für jeden registrierten 
Spielbankbesuch. 

Jahresbruttospieleinnahmen eines jeden Spielbankbetriebes, im Falle von 
Ausspielungen über Glücksspielautomaten die um die gesetzliche Umsatzsteuer 
verminderten Jahresbruttospieleinnahmen aus Glücksspielautomaten eines jeden 
Spielbankbetriebes. Jahresbruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr dem 
Spielbankbetrieb zugekommenen Spieleinsätze und die ihm von den Spielern für 
die Überlassung von Spieleinrichtungen geleisteten Vergütungen abzüglich der 
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Gewinne und entweder jener Einsätze, die in 
Form besonders gekennzeichneter, in Geld nicht einlösbarer und nur mit 
Genehmigung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
von der Spielbankunternehmung ausgegebener Spielmarken (Sonderjetons) 
geleistet werden oder eines vom Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel festgesetzten Betrages für jeden registrierten Spielbankbesuch. 

(3) … (3) … 
Beteiligungsverhältnisse Beteiligungsverhältnisse 

§ 30. (1) Jeder, der beschlossen hat, eine Beteiligung an einer Gesellschaft, 
die eine Konzession nach § 21 innehat, direkt oder indirekt zu erwerben oder eine 
Beteiligung an einer solchen Gesellschaft direkt oder indirekt zu erhöhen 
(interessierter Erwerber), mit der Folge, dass sein Anteil an den Stimmrechten 
oder am Kapital die Grenzen von 20 vH, 30 vH oder 50 vH erreichen oder 
überschreiten würde, oder der Konzessionär sein Tochterunternehmen würde, hat 
dies dem Bundesminister für Finanzen zuvor schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige 
sind Angaben über den Umfang der geplanten Beteiligung sowie Nachweise nach 
Abs. 3 über sich und den wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne § 2 Z 3 FM-GwG 
anzuschließen. Die Anzeigepflicht gilt auch für gemeinsam handelnde Personen, 
die zusammengenommen eine qualifizierte Beteiligung erwerben oder erreichen 
würden. Diesfalls kann die Anzeige durch alle gemeinsam, mehrere oder jede 
einzelne der gemeinsam handelnden Personen vorgenommen werden. 

§ 30. (1) Jeder, der beschlossen hat, eine Beteiligung an einer Gesellschaft, 
die eine Konzession nach § 21 innehat, direkt oder indirekt zu erwerben oder eine 
Beteiligung an einer solchen Gesellschaft direkt oder indirekt zu erhöhen 
(interessierter Erwerber), mit der Folge, dass sein Anteil an den Stimmrechten 
oder am Kapital die Grenzen von 20 vH, 30 vH oder 50 vH erreichen oder 
überschreiten würde, oder der Konzessionär sein Tochterunternehmen würde, hat 
dies dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuvor 
schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige sind Angaben über den Umfang der 
geplanten Beteiligung sowie Nachweise nach Abs. 3 über sich und den 
wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne § 2 Z 3 FM-GwG anzuschließen. Die 
Anzeigepflicht gilt auch für gemeinsam handelnde Personen, die 
zusammengenommen eine qualifizierte Beteiligung erwerben oder erreichen 
würden. Diesfalls kann die Anzeige durch alle gemeinsam, mehrere oder jede 
einzelne der gemeinsam handelnden Personen vorgenommen werden. 

(2) … (2) … 
(3) Der Bundesminister für Finanzen hat den beabsichtigten Erwerb zu 

genehmigen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass auch nach dem Erwerb der 
Anteile durch den interessierten Erwerber die Voraussetzungen nach § 21 Abs. 2 
Z 1 bis 6 weiter erfüllt sind; ist dies nicht der Fall, ist der Erwerb zu untersagen. 
Vor Erteilung der Genehmigung darf der Erwerb der Beteiligung nicht 
durchgeführt werden. 

(3) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat den 
beabsichtigten Erwerb zu genehmigen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass 
auch nach dem Erwerb der Anteile durch den interessierten Erwerber die 
Voraussetzungen nach § 21 Abs. 2 Z 1 bis 6 weiter erfüllt sind; ist dies nicht der 
Fall, ist der Erwerb zu untersagen. Vor Erteilung der Genehmigung darf der 
Erwerb der Beteiligung nicht durchgeführt werden. 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) Sollte ein nach dieser Bestimmung genehmigungspflichtiger Erwerb 

ohne Zustimmung des Bundesministers für Finanzen durchgeführt werden oder 
treten nach Genehmigung des Bundesministers für Finanzen Umstände auf, die 
darauf schließen lassen, dass die Voraussetzungen nach § 21 Abs. 2 Z 1 bis 6 
nicht mehr erfüllt sind, hat der Bundesminister für Finanzen durch Bescheid zu 
verfügen, dass die Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen Anteile, die von 
den betreffenden Aktionären oder sonstigen Gesellschaftern gehalten werden, 
ruhen bis zur Feststellung des Bundesministers für Finanzen, dass der Erwerb der 
Beteiligung nicht untersagt worden wäre oder der Grund für die erfolgte 
Untersagung nicht mehr besteht. 

(4) Sollte ein nach dieser Bestimmung genehmigungspflichtiger Erwerb 
ohne Zustimmung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel durchgeführt werden oder treten nach Genehmigung des Finanzamtes 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel Umstände auf, die darauf 
schließen lassen, dass die Voraussetzungen nach § 21 Abs. 2 Z 1 bis 6 nicht mehr 
erfüllt sind, hat das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
durch Bescheid zu verfügen, dass die Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen 
Anteile, die von den betreffenden Aktionären oder sonstigen Gesellschaftern 
gehalten werden, ruhen bis zur Feststellung des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel, dass der Erwerb der Beteiligung nicht untersagt 
worden wäre oder der Grund für die erfolgte Untersagung nicht mehr besteht. 

(5) Konzessionäre haben dem Bundesminister für Finanzen jeden Erwerb 
und jede Aufgabe von qualifizierten Beteiligungen sowie jedes Erreichen und 
jede Über- und Unterschreitung der Beteiligungsgrenzen im Sinne der Abs. 1 und 
2 unverzüglich schriftlich anzuzeigen, sobald sie davon Kenntnis erlangen. 
Weiters haben sie dem Bundesminister für Finanzen mindestens einmal jährlich 
die Namen und Anschriften der wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne des § 2 Z 3 
FM-GwG des Konzessionärs (§ 21) sowie die Namen und Anschriften der 
Aktionäre oder sonstigen Gesellschafter schriftlich anzuzeigen, die qualifizierte 
Beteiligungen halten, sowie deren Ausmaß, wie es sich insbesondere aus den 
anlässlich der jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder sonstigen 
Gesellschafter oder aus den auf Grund der §§ 91 bis 93 BörseG, BGBl. 
Nr. 555/1989 idF BGBl. Nr. 558/1990, in der jeweils geltenden Fassung, 
erhaltenen Informationen ergibt. 

(5) Konzessionäre haben dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel jeden Erwerb und jede Aufgabe von qualifizierten Beteiligungen 
sowie jedes Erreichen und jede Über- und Unterschreitung der 
Beteiligungsgrenzen im Sinne der Abs. 1 und 2 unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen, sobald sie davon Kenntnis erlangen. Weiters haben sie dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel mindestens einmal 
jährlich die Namen und Anschriften der wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne 
des § 2 Z 3 FM-GwG des Konzessionärs (§ 21) sowie die Namen und Anschriften 
der Aktionäre oder sonstigen Gesellschafter schriftlich anzuzeigen, die 
qualifizierte Beteiligungen halten, sowie deren Ausmaß, wie es sich insbesondere 
aus den anlässlich der jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder 
sonstigen Gesellschafter oder aus den auf Grund der §§ 91 bis 93 BörseG, BGBl. 
Nr. 555/1989 idF BGBl. Nr. 558/1990, in der jeweils geltenden Fassung, 
erhaltenen Informationen ergibt. 

(6) … (6) … 
Aufsicht Aufsicht 

§ 31. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionär auf die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem 
Zweck kann der Bundesminister für Finanzen auch in die Bücher und Schriften 
des Konzessionärs Einschau nehmen; er kann Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen 
vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die 

§ 31. (1) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat 
den Konzessionär auf die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
oder des Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, 
die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu 
diesem Zweck kann das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel auch in die Bücher und Schriften des Konzessionärs Einschau 
nehmen; das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann 
Überprüfungen an Ort und Stelle vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich zu 
entsprechen. Organe und Personen, deren sich der Bundesminister für Finanzen 
zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des 
Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der Amtshandlung 
unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. 
Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; der Bundesminister für 
Finanzen hat den jährlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des 
Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV), BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung 
der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem 
Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalenderjahres zur 
Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

sonstige sachverständige Personen vornehmen lassen und vom Konzessionär 
Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die Vorlage von Zwischenabschlüssen und von 
Ausweisen in bestimmter Form und Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat 
der Konzessionär unverzüglich zu entsprechen. Organe und Personen, deren sich 
das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zur Ausübung 
seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des Konzessionärs 
betreten und haben sich zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert durch 
Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der 
Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel hat den jährlichen Personal- und Sachaufwand 
für die Überwachung des Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV), BGBl. II 
Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit 
Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf jedes Kalenderjahres zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben 

(2) … (2) … 
(3) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 

Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

(3) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel vorzulegen. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann im Rahmen seines 
Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(4) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann im 
Rahmen seines Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(5) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat bei 
der Aufsicht nach Abs. 1 zur Verhinderung der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung die Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 
sowie §§ 26 und 27 FM-GwG sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Ausübung seiner Aufgaben 
und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Er hat 

(6) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat bei 
der Ausübung seiner Aufgaben und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem 
Bundesgesetz nach einem risikobasierten Ansatz vorzugehen. Das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
Gemeinsame Vorschriften für Konzessionäre und Bewilligungsinhaber Gemeinsame Vorschriften für Konzessionäre und Bewilligungsinhaber 

§ 31b. (1) … § 31b. (1) … 
(2) Die Arbeitnehmer von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach (2) Die Arbeitnehmer von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den §§ 5, 14 und 21 dürfen in den Betrieben ihrer Arbeitgeber nicht am Spiel 
teilnehmen. Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen 
gleichermaßen. Die Geschäftsleiter von Konzessionären nach §§ 14 und 21 
müssen den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen im EU/EWR-Raum haben. 
Darüber hinaus hat eine zur Vertretung nach außen hin erforderliche Anzahl an 
Geschäftsleitern den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Österreich zu haben, 
um den aufsichtsrechtlichen Anordnungen des Bundesministers für Finanzen 
unverzüglich Folge leisten zu können. 

den §§ 5, 14 und 21 dürfen in den Betrieben ihrer Arbeitgeber nicht am Spiel 
teilnehmen. Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen 
gleichermaßen. Die Geschäftsleiter von Konzessionären nach §§ 14 und 21 
müssen den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen im EU/EWR-Raum haben. 
Darüber hinaus hat eine zur Vertretung nach außen hin erforderliche Anzahl an 
Geschäftsleitern den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Österreich zu haben, 
um den aufsichtsrechtlichen Anordnungen nach diesem Bundesgesetz 
unverzüglich Folge leisten zu können. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
(6) Ergibt sich nach Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung nach den 

§§ 14, 21 und 56 Abs. 2, dass die nach diesem Gesetz wahrzunehmenden 
Interessen trotz Einhaltung der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen 
Auflagen nicht hinreichend geschützt sind, so hat der Bundesminister für 
Finanzen die nach dem Stand der Technik oder der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften zur Erreichung dieses Schutzes erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben; die Auflagen haben gegebenenfalls auch 
die zur Erreichung dieses Schutzes erforderliche Beseitigung eingetretener Folgen 
von Auswirkungen zu umfassen; der Bundesminister für Finanzen hat 
festzulegen, dass bestimmte Auflagen erst nach Ablauf einer angemessenen, 
höchstens drei Jahre, in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen höchstens 
fünf Jahre, betragenden Frist eingehalten werden müssen, wenn der Inhaber der 
Konzession bzw. Bewilligung nachweist, dass ihm die Einhaltung dieser 
Auflagen erst innerhalb dieser Frist wirtschaftlich zumutbar ist, und gegen die 
Fristeinräumung keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der in diesem 
Bundesgesetz umschriebenen Interessen bestehen. Der Bundesminister für 
Finanzen hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie unverhältnismäßig 
sind, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand 
außer Verhältnis zu dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg steht. 

(6) Ergibt sich nach Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung nach den 
§§ 14, 21 und 56 Abs. 2, dass die nach diesem Gesetz wahrzunehmenden 
Interessen trotz Einhaltung der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen 
Auflagen nicht hinreichend geschützt sind, so hat das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel die nach dem Stand der Technik oder der sonst in 
Betracht kommenden Wissenschaften zur Erreichung dieses Schutzes 
erforderlichen anderen oder zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben; die Auflagen 
haben gegebenenfalls auch die zur Erreichung dieses Schutzes erforderliche 
Beseitigung eingetretener Folgen von Auswirkungen zu umfassen; das Finanzamt 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat festzulegen, dass bestimmte 
Auflagen erst nach Ablauf einer angemessenen, höchstens drei Jahre, in 
besonders berücksichtigungswürdigen Fällen höchstens fünf Jahre, betragenden 
Frist eingehalten werden müssen, wenn der Inhaber der Konzession bzw. 
Bewilligung nachweist, dass ihm die Einhaltung dieser Auflagen erst innerhalb 
dieser Frist wirtschaftlich zumutbar ist, und gegen die Fristeinräumung keine 
Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der in diesem Bundesgesetz 
umschriebenen Interessen bestehen. Das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn 
sie unverhältnismäßig sind, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen 
verbundene Aufwand außer Verhältnis zu dem mit den Auflagen angestrebten 
Erfolg steht. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
(9) Jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter und 

Aufsichtsratsmitglieder ist dem Bundesminister für Finanzen unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. Zudem sind dem Bundesminister für Finanzen 
Änderungen in der Person der Geschäftsleiter oder der Person des Vorsitzenden 

(9) Jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter und 
Aufsichtsratsmitglieder ist dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Zudem sind dem Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel Änderungen in der Person der 
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des Aufsichtsrates sowie dessen Stellvertretung unter Bescheinigung der in 
Abs. 7 und 8 genannten Anforderungen schriftlich binnen zwei Wochen 
nachzureichen. Änderungen aller anderen genannten Personen sind auf Verlangen 
des Bundesministers für Finanzen unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 
genannten Anforderungen schriftlich binnen vier Wochen nach Einlangen des 
Verlangens der Behörde zu übermitteln. Treten Umstände auf, die darauf 
schließen lassen, dass die in Abs. 7 und 8 verlangte Zuverlässigkeit dieser 
Personen nicht gegeben ist, so kann der Bundesminister für Finanzen den 
Geschäftsleitern des Konzessionärs die Geschäftsführung oder aber die Ausübung 
des Stimmrechtes im Aufsichtsrat durch Bescheid ganz oder teilweise untersagen. 

Geschäftsleiter oder der Person des Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie dessen 
Stellvertretung unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 genannten 
Anforderungen schriftlich binnen zwei Wochen nachzureichen. Änderungen aller 
anderen genannten Personen sind auf Verlangen des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 
genannten Anforderungen schriftlich binnen vier Wochen nach Einlangen des 
Verlangens der Behörde zu übermitteln. Treten Umstände auf, die darauf 
schließen lassen, dass die in Abs. 7 und 8 verlangte Zuverlässigkeit dieser 
Personen nicht gegeben ist, so kann das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel den Geschäftsleitern des Konzessionärs die Geschäftsführung 
oder aber die Ausübung des Stimmrechtes im Aufsichtsrat durch Bescheid ganz 
oder teilweise untersagen. 

§ 31c. (1) … § 31c. (1) … 
(2) Die Konzessionäre nach § 21 haben: (2) Die Konzessionäre nach § 21 haben: 

 1. stets die Sorgfaltspflichten nach § 6 Abs. 1 Z 1, Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 
FM-GwG (Identitätsfeststellung der Besucher) bei Besuch der Spielbank 
sowie die Bestimmungen der § 11 Abs. 1 Z 1, § 16 Abs. 1, 2 und 5, § 17, 
§§ 19 bis 23 und 40 FM-GwG anzuwenden; 

 1. stets die Sorgfaltspflichten nach § 6 Abs. 1 Z 1, Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 
FM-GwG (Identitätsfeststellung der Besucher) bei Besuch der Spielbank 
sowie die Bestimmungen der § 11 Abs. 1, 3 und 4, § 16 Abs. 1, 2 und 5, 
§ 17, §§ 19 bis 23 und 40 FM-GwG anzuwenden; 

 2. bis 6. …  2. bis 6. … 
(3) Der Konzessionär nach § 14 hat: (3) Der Konzessionär nach § 14 hat: 

 1. die Bestimmungen der § 11 Abs. 1 Z 1, § 16 Abs. 1, 2 und 5, § 17, der 
§§ 19 bis 23 und 40 FM-GwG anzuwenden; 

 1. die Bestimmungen der § 11 Abs. 1, 3 und 4, § 16 Abs. 1, 2 und 5, § 17, 
der §§ 19 bis 23 und 40 FM-GwG anzuwenden; 

 2. bis 3. …  2. bis 3. … 
(4) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionären nach den 

§§ 14 und 21 Zugang zu aktuellen Informationen über Methoden der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte zu 
verschaffen, an denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen. Ebenso 
sorgt er dafür, dass eine zeitgerechte Rückmeldung in Bezug auf die Wirksamkeit 
von Verdachtsmeldungen bei Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung und 
die daraufhin getroffenen Maßnahmen erfolgt, soweit dies praktikabel ist. 

(4) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat den 
Konzessionären nach den §§ 14 und 21 Zugang zu aktuellen Informationen über 
Methoden der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über 
Anhaltspunkte zu verschaffen, an denen sich verdächtige Transaktionen erkennen 
lassen. Ebenso sorgt das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel dafür, dass eine zeitgerechte Rückmeldung in Bezug auf die 
Wirksamkeit von Verdachtsmeldungen bei Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung und die daraufhin getroffenen Maßnahmen erfolgt, 
soweit dies praktikabel ist. 
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Lotterien ohne Erwerbszweck Lotterien ohne Erwerbszweck 
Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 

Erwerbszweck 
Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 

Erwerbszweck 
§ 36. (1) bis (2) … § 36. (1) bis (2) … 
(3) Der Bundesminister für Finanzen kann im Interesse der Sicherstellung 

einer gemeinnützigen Mittelverwendung die näheren inhaltlichen Bedingungen 
für die Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 
Erwerbszweck regeln und Höchstgrenzen für die Verwaltungskosten festsetzen. 

(3) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann im 
Interesse der Sicherstellung einer gemeinnützigen Mittelverwendung die näheren 
inhaltlichen Bedingungen für die Übertragung des Rechts zur Durchführung von 
Lotterien ohne Erwerbszweck regeln und Höchstgrenzen für die 
Verwaltungskosten festsetzen. 

§ 37. Zur Erteilung der Bewilligung gemäß § 36 ist zuständig: § 37. Zur Erteilung der Bewilligung gemäß § 36 ist zuständig: 
 1. für sonstige Nummernlotterien der Bundesminister für Finanzen;  1. für sonstige Nummernlotterien das Finanzamt für Gebühren, 

Verkehrsteuern und Glücksspiel; 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

Verwaltungsstrafbestimmungen Verwaltungsstrafbestimmungen 
§ 52. (1) … § 52. (1) … 
1. bis 8. … 1. bis 8. … 
9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren 

Bewerbung ermöglicht, es sei denn es liegt eine Bewilligung des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 56 Abs. 2 vor; 

9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren 
Bewerbung ermöglicht, es sei denn es liegt eine Bewilligung gemäß § 56 Abs. 2 
vor; 

10. und 11. … 10. und 11. … 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) Die Teilnahme an Elektronischen Lotterien, für die keine Konzession des 

Bundesministers für Finanzen erteilt wurde, ist strafbar, wenn die erforderlichen 
Einsätze vom Inland aus geleistet werden. Der Verstoß gegen dieses Verbot wird 
bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, ansonsten mit 
einer Geldstrafe bis zu 1 500 Euro geahndet. 

(5) Die Teilnahme an Elektronischen Lotterien, für die keine Konzession 
nach diesem Bundesgesetz erteilt wurde, ist strafbar, wenn die erforderlichen 
Einsätze vom Inland aus geleistet werden. Der Verstoß gegen dieses Verbot wird 
bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, ansonsten mit 
einer Geldstrafe bis zu 1 500 Euro geahndet. 

Zulässige Werbung Zulässige Werbung 
§ 56. (1) … § 56. (1) … 
(2) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten 

des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen im Inland den Besuch ihrer 
(2) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten 

des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen im Inland den Besuch ihrer 
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ausländischen, in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen Betriebsstätten gemäß den 
Grundsätzen des Abs. 1 bewerben, wenn dem Betreiber der Spielbank dafür eine 
Bewilligung durch den Bundesminister für Finanzen erteilt wurde. Eine solche 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der Spielbank dem 
Bundesminister für Finanzen nachgewiesen hat, dass 

ausländischen, in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen Betriebsstätten gemäß den 
Grundsätzen des Abs. 1 bewerben, wenn dem Betreiber der Spielbank dafür eine 
Bewilligung durch das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
erteilt wurde. Eine solche Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der 
Spielbank dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
nachgewiesen hat, dass 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
Entsprechen die Werbemaßnahmen nicht den Anforderungen nach Abs. 1, kann 
dem Betreiber der ausländischen Spielbank die Werbung durch den 
Bundesminister für Finanzen untersagt werden. 

Entsprechen die Werbemaßnahmen nicht den Anforderungen nach Abs. 1, kann 
dem Betreiber der ausländischen Spielbank die Werbung durch das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel untersagt werden. 

(3) … (3) … 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 56b. Gegen Bescheide des Bundesministers für Finanzen in 
Angelegenheiten des Vollzuges dieses Bundesgesetzes kann Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. In Verfahren nach den §§ 14 und 21 
hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch einen Senat zu 
erfolgen. 

§ 56b. Gegen Bescheide des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel in Angelegenheiten des Vollzuges dieses Bundesgesetzes kann 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden, sofern nicht das 
Bundesfinanzgericht zuständig ist. In Verfahren nach den §§ 14 und 21 hat die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch einen Senat zu erfolgen. 

GLÜCKSSPIELABGABEN GLÜCKSSPIELABGABEN 
Glücksspielabgaben Glücksspielabgaben 

§ 57. (1) bis (3) … § 57. (1) bis (3) … 
(4) Für Ausspielungen mit Glücksspielautomaten und für elektronische 

Lotterien über Video-Lotterie-Terminals beträgt die Glücksspielabgabe 10 vH der 
um die gesetzliche Umsatzsteuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen 
(Bundesautomaten- und VLT-Abgabe), wenn sie 

(4) Für Ausspielungen mit Glücksspielautomaten und für elektronische 
Lotterien über Video-Lotterie-Terminals beträgt die Glücksspielabgabe 10 vH der 
um die gesetzliche Umsatzsteuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen 
(Bundesautomaten- und VLT-Abgabe), wenn sie 

 – im Falle von Glücksspielautomaten auf Basis einer 
landesrechtlichen Bewilligung nach § 5 oder 

 – im Falle von Glücksspielautomaten auf Basis einer 
landesrechtlichen Bewilligung nach § 5 oder 

 – im Falle von Video-Lotterie-Terminals auf Basis einer 
Konzession des Bundesministers für Finanzen nach § 14 
durchgeführt werden. 

 – im Falle von Video-Lotterie-Terminals auf Basis einer 
Konzession nach § 14 durchgeführt werden. 

Die Regelung von Zuschlägen der Länder (Gemeinden) zur Bundesautomaten- 
und VLT-Abgabe bleibt den jeweiligen Finanzausgleichsgesetzen vorbehalten. 

Die Regelung von Zuschlägen der Länder (Gemeinden) zur Bundesautomaten- 
und VLT-Abgabe bleibt den jeweiligen Finanzausgleichsgesetzen vorbehalten. 
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(5) … (5) … 
(6) Von der Glücksspielabgabe befreit sind (6) Von der Glücksspielabgabe befreit sind 

 1. Ausspielungen in vom Bundesminister für Finanzen konzessionierten 
Spielbanken im Sinne des § 21, 

 1. Ausspielungen in nach diesem Bundesgesetz konzessionierten 
Spielbanken im Sinne des § 21, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
 Sperrverfügung 
 § 59b. (1) Hat die Telekom-Control-Kommission Anhaltspunkte dafür, dass 

ein Unternehmen zur Teilnahme vom Inland aus verbotene Ausspielungen im 
Sinne des § 2 Abs. 4 über elektronische Medien veranstaltet, teilt sie dies dem 
Unternehmen und dem Anbieter von Internetzugangsdiensten (Diensteanbieter) 
mit und räumt gleichzeitig Gelegenheit ein, binnen einer zwei Wochen nicht 
übersteigenden Frist zu den Vorhalten Stellung zu nehmen und die verbotene 
Ausspielung einzustellen. 

 (2) Die Telekom-Control-Kommission hat die zu ihrer Kenntnis 
gelangenden begründeten Verdachtsfälle verbotener Ausspielungen (Abs. 1) dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel unverzüglich 
anzuzeigen, sofern dem Ermittlungsverfahren nicht eine Anzeige der 
Abgabenbehörde zugrunde liegt. 

 (3) Stellt die Telekom-Control-Kommission fest, dass nach Ablauf der 
gesetzten Frist die verbotene Ausspielung, deretwegen das Aufsichtsverfahren 
eingeleitet wurde, nicht eingestellt ist, ordnet sie mit Bescheid dem 
Diensteanbieter die gebotenen, angemessenen Maßnahmen an, die den Zugang 
zur verbotenen Ausspielung verhindert, und setzt eine zwei Wochen nicht 
übersteigende Frist fest, innerhalb der der Diensteanbieter dem Bescheid zu 
entsprechen hat. 

 (4) Sind die gemäß Abs. 3 angeordneten Maßnahmen erfolglos geblieben, 
kann die Telekom-Control-Kommission dem Diensteanbieter, der seine Pflichten 
gröblich oder wiederholt verletzt hat, das Recht, Kommunikationsnetze oder 
Kommunikationsdienste bereitzustellen, aussetzen, bis die Mängel abgestellt sind 
oder dem Diensteanbieter untersagen, weiterhin Kommunikationsnetze oder 
Kommunikationsdienste bereitzustellen. Aus den gleichen Gründen kann die 
Telekom-Control-Kommission die Zuteilung von Frequenzen und 
Kommunikationsparametern widerrufen. 

 (5) Stellt ein Verstoß gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes eine 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gefährdung der Interessen des Glücksspielmonopols dar (Abs. 6) oder führt er bei 
anderen Anbietern oder Nutzern von Kommunikationsnetzen oder -diensten zu 
ernsten wirtschaftlichen oder betrieblichen Problemen (Abs. 7)), kann die 
Telekom-Control-Kommission Maßnahmen gemäß Abs. 1 auch in einem 
Verfahren gemäß § 57 AVG (Mandatsbescheid) anordnen. Diese Maßnahmen 
sind mit bis zu einem Jahr zu befristen. 

 (6) Als Gefährdung der Interessen des Glücksspielmonopols ist insbesondere 
die Beeinträchtigung der Ziele des Allgemeininteresses anzusehen, wie etwa die 
Sicherstellung hoher Spielerschutzstandards, die Vermeidung krimineller 
Handlungen, die Vermeidung der Sucht- und wirtschaftlichen 
Existenzgefährdung von Personen sowie der Jugendschutz, die Sicherstellung 
umfassender Aufsicht und genauer Überwachung von Glücksspielangeboten 
sowie die Sicherung der Entrichtung der Glücksspielabgaben. 

 (7) Als ernste wirtschaftliche oder betriebliche Probleme für andere Anbieter 
sind insbesondere Wettbewerbsverzerrungen anzusehen, wie etwa die Gefahr, 
dass Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nicht mehr in der Lage sind und 
bleiben, die ihnen übertragenen Glücksspiele stabil und attraktiv anzubieten und 
Investitionen zu tätigen, um ein Abdriften von Spielteilnahmen in illegale und 
unkontrollierte Glücksspielangebote möglichst zu vermeiden. Als ernste 
wirtschaftliche oder betriebliche Probleme für Nutzer von 
Kommunikationsnetzen sind insbesondere Verbraucherschutzgründe anzusehen, 
wie etwa die Gefahr für Spieler durch die Teilnahme an einer verbotenen 
Ausspielung eine Verwaltungsübertretung zu begehen. 

 (8) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel hat in 
Sperrverfügungsverfahren Parteistellung und kann Beschwerde gegen Bescheide 
erheben. 

§ 60. (1) bis (40) … § 60. (1) bis (40) … 
 (41) § 2 Abs. 3, 5, § 5 Abs. 7 Abs. 5 und 7, § 12a Abs. 2, 4, § 14 Abs. 1, 3, 5 

bis 7, § 15 Abs. 1, 2, § 15a, § 16 Abs. 1, § 18 Abs. 1, 3 bis 5, § 19 Abs. 1, 4 bis 8, 
§ 21 Abs. 1, 3, 6, 9 bis 11, § 23, § 24 Abs. 1, 2, § 24a, § 26 Abs. 2, § 28 Abs. 2, 
§ 30 Abs. 1, 3 bis 5, § 31 Abs. 1, 3 bis 6, § 31b Abs. 2, 6, 9, § 31c Abs. 2 bis 4, 
§ 36 Abs. 3, § 37 Z 1, § 52 Abs. 1 Z 9, § 52 Abs. 5, § 56 Abs. 2, § 56b, § 57 
Abs. 4, 6 Z 1, § 59b und § 61 Z 1 samt Überschriften in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2018 treten mit 1. Oktober 2018 in Kraft. 

§ 61. … § 61. … 
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 1. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

hinsichtlich des § 27 Abs. 4, 
 1. der Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 

Konsumentenschutz hinsichtlich des § 27 Abs. 4, 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

Artikel 2 
Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 

Artikel 2 
Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 

§ 19. (1) bis (3) … § 19. (1) bis (3) … 
 (4) Dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel obliegen 

für das gesamte Bundesgebiet die ihm im Glücksspielgesetz zugewiesenen 
Aufgaben. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 30. (1) bis (10)… § 30. (1) bis (10) … 

 (11) § 19 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2018 
tritt mit 1. Oktober 2018 in Kraft. 
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